
«Bau-Knatsch um Shaqiris Villa: Jetzt bekommt der FCB-Star recht»  
So titelte ein am 11. April 2025 im 20minuten publizierter Artikel von Nino Vinzens. Was 
ist geschehen? 
 
Die im August 2022 durch die Gemeinde Rheinfelden erteilte Baubewilligung wurde im 
Januar 2024 durch das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau aufgehoben. Dagegen 
erhoben sowohl die Bauherrschaft als auch die Gemeinde Rheinfelden Beschwerde in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten beim Bundesgericht. Ausgangspunkt für die 
Beschwerde war die Frage, ob die Geschossfläche eines geplanten Attikageschosses bei 
der Berechnung der Ausnützungsziffer zu berücksichtigen ist. Der Konflikt entstand 
aufgrund der unterschiedlichen Auslegungen der relevanten Bestimmungen durch die 
Gemeinde Rheinfelden und das Departement Bau, Verkehr und Umwelt einerseits und 
das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau andererseits. 
 
Die Rechtslage stellte sich wie folgt dar: 
 

1. Kantonale Regelungen:  
Gemäss dem anwendbaren kantonalen Recht ist ein Attikageschoss als ein auf 
Flachdachbauten aufgesetztes, verkleinertes Geschoss definiert, welches wie ein 
Dachgeschoss behandelt wird (§ 16a Abs. 1 Anhang 3 der Bauverordnung 
[ABauV/AG]). 
 
Als anrechenbare Geschossflächen gelten grundsätzlich alle ober- und 
unterirdischen Geschossflächen (§ 32 BauV/AG). Gemeinden können in Bezug auf 
Dach-, Attika- und Untergeschosse abweichende Regelungen treffen (§ 32 Abs. 3 
BauV/AG). 
 

2. Kommunale Regelung: Zur Ausnützungsziffer hält die Gemeinde Rheinfelden in 
Art. 63 Abs. 1 ihrer Bau- und Nutzungsordnung (BNO) im Grundsatz das Folgende 
fest: «Es gilt die Definition gemäss kantonalem Recht. Zusätzlich werden Dach- 
und Untergeschosse nicht zur anrechenbaren Bruttogeschossfläche gezählt.» 
Attikageschosse sind nicht explizit erwähnt.  
 

Die Gemeinde Rheinfelden und das Departement Bau, Verkehr und Umwelt kamen in 
ihren Entscheiden zum Schluss, dass die Geschossfläche des Attikageschosses des 
streitgegenständlichen Bauprojektes nicht anrechenbar sei. Als Begründung wurde 
angeführt, dass Attikageschosse gemäss kantonalem Recht gleich zu behandeln seien 
wie Dachgeschosse. Da das kommunale Recht im Grundsatz die Definitionen des 
kantonalen Rechts für anwendbar erkläre und im Übrigen festlege, dass Dachgeschosse 
nicht zur anrechenbaren Bruttogeschossfläche zu zählen seien, gelte dies auch für die 
Flächen in Attikageschossen. Selbst wenn Letztere in der kommunalen Bestimmung 
nicht explizit aufgeführt seien. 
 



Demgegenüber gelangte das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau in seinem Urteil zur 
Auffassung, gemäss dem klaren Wortlaut der kommunalen Bestimmung seien in der 
Gemeinde Rheinfelden Attikageschosse im Gegensatz zu Dach- und Untergeschossen 
bei der Ausnützung generell anzurechnen. 
 
Vor Bundesgericht rügten die Beschwerdeführenden eine Verletzung der 
verfassungsmässig garantierten Gemeindeautonomie und argumentieren, dass das 
Verwaltungsgericht den Willen der Gemeinde, wie er in der Bau- und Nutzungsordnung 
zum Ausdruck komme, missachtet habe.  
 
Die Gemeindeautonomie wird in der Bundesverfassung nach Massgabe des kantonalen 
Rechts gewährleistet (Art. 50 Abs. 1 der Bundesverfassung [BV]). Nach Rechtsprechung 
sind die Gemeinden in einem Sachbereich autonom, wenn das kantonale Recht diesen 
nicht abschliessend ordnet, sondern ihn ganz oder teilweise der Gemeinde zur Regelung 
überlässt und ihr dabei eine relativ erhebliche Entscheidungsfreiheit einräumt.  
Bei der Beurteilung eines Baugesuchs kommt der Gemeindebehörde im Rahmen der 
Auslegung ihres eigenen Baureglements und der Würdigung der örtlichen Verhältnisse 
ein besonderer Beurteilungs- und Ermessensspielraum zu, den die kantonale 
Rechtsmittelinstanz nur mit Zurückhaltung überprüft. Dies selbst dann, wenn die 
kantonale Rechtsmittelinstanz die Angemessenheit eines angefochtenen Entscheids zu 
prüfen hat (Art. 33 Abs. 2 und Abs. 3 lit. b RPG). Sie darf namentlich nicht unter mehreren 
verfügbaren und angemessenen Möglichkeiten eine sinnvolle, zweckmässige Auslegung 
einer kommunalen Norm durch die Gemeinde durch ihre eigene Auslegung ersetzen. Die 
Zurückhaltung darf sich indes nicht auf eine Willkürprüfung beschränken Eine 
kommunale Behörde überschreitet den ihr zustehenden Beurteilungs- und 
Ermessensspielraum dann, wenn sie sich von unsachlichen, dem Zweck der Regelung 
fremden Erwägungen leiten lässt oder die Grundsätze der Rechtsgleichheit und 
Verhältnismässigkeit verletzt. 
 
Die Verfassung des Kantons Aargau sieht vor, dass die Gemeinden im Rahmen von 
Verfassung und Gesetz u.a. befugt sind, ihre Aufgaben nach eigenem Ermessen zu 
erfüllen (§ 106 Abs. 1 der Verfassung des Kantons Aargau [KV/AG]). Vor diesem 
Hintergrund und gestützt auf § 32 Abs. 3 BauV/AG erwog das Bundesgericht, dass die 
Gemeinde Rheinfelden berechtigt ist, in ihrer Bau- und Nutzungsordnung die 
Anrechenbarkeit der entsprechenden Geschosse an die Bruttogeschossfläche anders zu 
regeln, als dies im kantonalen Gesetz vorgesehen ist und ihr ihr bei der Rechtsauslegung 
und -anwendung dieser von der Gemeindeautonomie erfassten kommunalen Regelung 
weiter Spielraum zukomme.  
 
Das Bundesgericht stimmte dem Verwaltungsgericht insoweit zu, als dass die Tragweite 
von Art. 63 Abs. 1 BNO nicht auf der Hand liege und allein vom Wortlaut aus betrachtet, 
die Attikageschosse nicht unter die Bestimmung fallen würden. Aus dem systematischen 
und dem historische Auslegungselement liesse sich sodann kein eindeutiger Schluss 
ziehen. Hinsichtlich Sinn und Zweck der kommunalen Regelung vermöge die Auffassung 



des Verwaltungsgerichts, wonach Attikageschosse hinsichtlich Nutzungsqualität und 
Wohnhygiene den Vollgeschossen ebenbürtig seien, nicht zu überzeugen. Vielmehr 
leuchte ein, wenn die Beschwerdeführenden ausführen, dass Attikageschosse ähnlich 
nutzbar seien wie Dachgeschosse und eine unterschiedliche Behandlung bei der 
Anrechnung an die Ausnützungsziffer zu einer Benachteiligung von Attikageschossen 
führen würden.  
 
An dieser Stelle erinnerte das Bundesgericht daran, dass nicht abschliessend beurteilt 
werden müsse, welche Auslegungsvariante überzeugender sei. Ausschlaggebend sei 
allein, ob die Gemeinde eine sinnvolle und zweckmässige Auslegung der kommunalen 
Bestimmung vorgenommen habe und dabei neben dem Willkürverbot auch das 
Rechtsgleichheitsgebot, das Verhältnismässigkeitsprinzip und das übergeordnete 
Gesetzesrecht respektiert habe. Dies sei vorliegend der Fall: Aus systematischen 
Überlegungen sei es vertretbar und verstosse nicht gegen übergeordnetes Recht, wenn 
die Gemeinde für die Auslegung von 63 Abs. 1 BNO die kantonale Bestimmung – gemäss 
welcher Attikageschosse wie Dachgeschosse zu behandeln sind (§ 16a ABauV/AG) – 
beiziehe und dementsprechend (auch) Attikageschosse von der Anrechnung an die 
Ausnützungsziffer ausnehme. Auch das kantonale Recht nenne im Zusammenhang mit 
der Ausnützungsziffer nur Dach- und Untergeschosse, obwohl damit auch die 
Attikageschosse gemeint seien (vgl. § 169 Abs. 8 des Baugesetzes [BauG/AG] i.V.m. § 32 
Abs. 3 BauV/AG). Schliesslich habe die Gemeinde aufgezeigt, dass sie bereits in anderen 
Baubewilligungen in den Jahren 2006 und 2021 die Attikageschosse nicht für die 
Berechnung der Ausnützungsziffer berücksichtigt habe. Insofern bestünden keinerlei 
Anhaltspunkte für eine Verletzung des Rechtsgleichheitsgebots (Art. 8 Abs. 1 BV).  
 
Vor diesem Hintergrund gelangte das Bundesgericht zum Ergebnis, dass das 
Verwaltungsgericht die Autonomie der Gemeinde Rheinfelden verletzt, indem es die 
durch die Gemeinde vorgenommene Auslegung von Art. 63 Abs. 1 BNO Rheinfelden 
durch ihre eigene ersetzte.  
 
Das Bundesgericht hiess die gegen das vorinstanzliche Urteil erhobenen Beschwerden 
gut und wies die Angelegenheit im Sinne der Erwägungen an das Verwaltungsgericht 
Aargau zurück. Dieses wird nunmehr über die bislang im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren noch nicht geprüften Rügen in einem neuen Urteil zu befinden haben. Ob die 
Angelegenheit mit dem neuen Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau einen 
Abschluss findet oder in die Verlängerung geht, wird sich daher erst noch weisen.  
 


